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Im Jahr 2011 hielt der Menschenrechtsrat der Verein-
ten Nationen die erste Überprüfung der Arbeit und
Funktionsweise nach fünf Jahren seines Bestehens
ab. Während des Prozesses wurden konstruktive De-
batten unter allen Beteiligten abgehalten, die eine
Vielzahl an Empfehlungen hervorbrachten, um die
Arbeitsmethoden und Effizienz des Rates nachhaltig
zu verbessern. Allerdings wehte im Rahmen der Über-
prüfung kein ›Wind of Change‹: Die Ergebnisse müs-
sen als mager, wenn nicht als unzureichend bewer-
tet werden. Für die Zukunft des Rates wichtiger
scheinen hingegen die Ausweitungen des vorhande-
nen Instrumentariums zu sein, um dem normativen
Anspruch besser gerecht zu werden.

Bereits bei der Gründung des UN-Menschenrechts-
rats (Human Rights Council) im Juni 2006 hatte die
Generalversammlung der Vereinten Nationen in Re-
solution 60/251 festgelegt, dass dessen Arbeit und
Funktionsweise nach fünf Jahren überprüft werden
sollte. Absatz 1 dieser Resolution besagt, »die Ver-
sammlung wird den Status des Rates binnen fünf
Jahren prüfen«. Absatz 16 führt aus, dass der Men-
schenrechtsrat »seine Tätigkeit und Funktionsweise
fünf Jahre nach seiner Einrichtung überprüfen und
der Generalversammlung Bericht erstatten wird«. Der
Beurteilung zugrunde zu legen ist das Mandat des
Rates nach Absatz 2: die allgemeine Achtung des
Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten
für alle zu fördern, ohne irgendeinen Unterschied,
auf faire und gleiche Weise.

Im Oktober 2009 begannen erste Vorbereitungen.
Der Rat beschloss in Resolution 12/1, eine Arbeits-
gruppe einzusetzen, die sich in zwei Sitzungsperio-
den treffen und beraten sollte.1 Der Rat beschloss fer-
ner, das Prüfverfahren als Verhandlungsprozess aus-
schließlich zwischen Staaten anzulegen. Nichtstaat-
liche Akteure konnten zwar an allen Sitzungen teil-
nehmen, aber die Beteiligung war auf ein Minimum
beschränkt. Dies durfte so verstanden werden, dass
allzu grundsätzliche Kritik nicht erwünscht war. Eben-
so deutlich wurde, dass eine große Mehrheit der
Staaten von vornherein kein Interesse daran hatte,
die Überprüfung zum Anlass zu nehmen, die ausge-
handelte Struktur des Rates (festgelegt in den Reso-
lutionen 5/1 und 5/2 vom 18. Juni 2007) grundsätz-
lich in Frage zu stellen.2 Auch westliche Länder argu-
mentierten, dass ein Öffnen des Struktur-Pakets zu
Rückschlägen führen könnte. Soweit institutionelle
Strukturen verändert werden müssten, sollte das Kon-
sensprinzip gelten.
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Warum diese Furcht? War die Arbeit des Rates
so schlecht gewesen? Beobachter dürften in der Tat
den Eindruck gewonnen haben, dass der Rat auf ei-
nen Großteil der menschenrechtlichen Krisen und
chronischen Verletzungen kaum oder unangemes-
sen reagiert und seinen institutionellen Rahmen
nicht ausgeschöpft hat. Die Mehrheit der Mitglied-
staaten verdammte den Rat immer wieder zum pas-
siven Zuschauen etwa in Bezug auf Irak, Guantána-
mo, Simbabwe oder China; lange Zeit auch Iran
und Belarus oder zu den Angriffen auf Demonstran-
ten in Tunesien, Ägypten, Libyen und Syrien. Seiner
Rolle, Menschenrechtsverletzungen politisch zu be-
werten, auf Regierungen einzuwirken oder drohende
Verletzungen präventiv abzuwehren, wurde der Rat
nur in Ausnahmefällen gerecht. Die von einer Mehr-
heit der Staaten zugelassene Wirklichkeit im Rat war
von der Lebenswirklichkeit der Opfer in der Regel
weit entfernt. Es gab also reichlich Gründe, auf ein
effizienteres Arbeiten des Rates hinzuwirken und
die Überprüfung dafür zu nutzen, Schwachstellen zu
identifizieren und auf Abhilfe zu drängen. 

Aus Resolution 60/251 ergab sich eine dreifache
Aufgabenstellung: 1. die Überprüfung des Status des
Menschenrechtsrats im UN-System, 2. die Evaluie-
rung seiner Tätigkeit und Funktionsweise sowie 3.
die Beurteilung der neu geschaffenen Allgemeinen
Periodischen Überprüfung (Universal Periodic Re-
view – UPR). Die Überprüfung des Status – inwie-
weit soll der Menschenrechtsrat institutionell aufge-
wertet und zu einem eigenständigen (Haupt-)Organ
der Vereinten Nationen umgewandelt werden – ob-
lag der Generalversammlung in New York. Relativ
rasch wurde klar, dass eine Statusänderung nicht
anstand. Die beiden anderen Bereiche wurden durch
den Rat selbst beziehungsweise die Arbeitsgruppe
überprüft. 

Theodor Rathgeber
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Eine Debatte entspann sich bereits um die Frage,
wie mit der zeitlichen Spanne zwischen der Über-
prüfung des Rates einerseits und der Länderprüfung
des UPR andererseits zu verfahren wäre. Der UPR-
Prozess hatte später, erst im Jahr 2008, begonnen.
Nach einigem Hin und Her einigten sich die Rats-
mitglieder darauf, beide Überprüfungsprozesse pa-
rallel durchzuführen und spätestens im Juni 2011 ge-
meinsam abzuschließen. Der Ratspräsident wurde
außerdem beauftragt, sich mit den Verantwortlichen
der Statusüberprüfung in New York abzustimmen.
Mitte September 2011 lagen alle Ergebnisse zur Be-
schlussfassung in New York vor. Es bestehen keine
Zweifel, dass die Resolutionen verabschiedet wer-
den. Lediglich an der Sprachregelung wird noch ge-
feilt: ob die Generalversammlung die Ergebnisse des
gesamten Überprüfungsprozesses nur ›zur Kenntnis
nimmt‹ oder ›gutheißt‹. 

Hohe Erwartungen an die Überprüfung

Viele Beteiligte investierten viel Zeit, Energie und Res-
sourcen in den Überprüfungsprozess. Die Erwartun-
gen an eine zukünftig bessere Umsetzung des Man-
dats waren hoch. Der Text der Resolution 60/251
selbst hatte die Messlatte bereits hoch gelegt. In den
Unterabschnitten a) bis j) listet Absatz 5 detailliert
die Aufgaben des Rates auf: die Förderung der inter-
nationalen Menschenrechte, ihre weitere Entwick-
lung und Umsetzung, die Stärkung der Menschen-
rechte mittels Bildung und Ausbildung, technische
Hilfe und Kapazitätsbildung, die vollständige Um-
setzung der menschenrechtlichen Verpflichtungen
durch UN-Konferenzen und -Gipfeltreffen, die Durch-
führung des UPR-Verfahrens, die Benennung und
Bewertung insbesondere von massiven und systema-
tischen Verletzungen der Menschenrechte, die um-
gehende Reaktion auf Menschenrechtsnotlagen, prä-
ventive Maßnahmen durch Dialog und Zusammen-
arbeit, die Beachtung der Leitgrundsätze wie Uni-
versalität, Unparteilichkeit, Nicht-Selektivität, kon-
struktiver internationaler Dialog und Zusammenar-
beit. Ausdrücklich nennt Absatz 12 die Zusammen-
arbeit mit nichtstaatlichen Organisationen (NGOs)
und nationalen Menschenrechtsinstitutionen (Natio-
nal Human Rights Institutions – NHRIs) sowie mit
den Sonderverfahren (Special Procedures). Die Mit-
gliedstaaten des Rates sollten höchsten Standards
bei der Förderung und dem Schutz der Menschen-
rechte genügen. Die Arbeit des Rates sollte ergebnis-
orientiert sein, mindestens drei reguläre Tagungen
pro Jahr, nicht weniger als zehn Wochen, sowie die
Möglichkeit von Sondertagungen umfassen.

Die Opfer von Menschenrechtsverletzungen und
Menschenrechtsorganisationen richteten ihre Erwar-
tungen insbesondere auf eine effektivere und effizien-
tere Umsetzung des Mandats bei massiven und sys-
tematischen Verletzungen der Menschenrechte, der

Prävention von Menschenrechtsverletzungen sowie
der raschen Reaktion auf Menschenrechtsnotlagen.
Zur Diskussion, zur Ausarbeitung der Forderungen
sowie zu Beratungen über taktisches Vorgehen fan-
den zahlreiche informelle Treffen und internationa-
le Konferenzen inner- und außerhalb des UN-Rah-
mens statt. Regierungen, UN-Organisationen, wissen-
schaftliche Einrichtungen, NGOs und NHRIs trafen
sich ab Ende 2009 in Mexiko, Paris, Rabat, Seoul,
Algier, Montreux, Buenos Aires, Wilton Park und
Berlin. Die Ergebnisse wurden oft als ›Non-Papers‹
auf der Extranet-Seite des Menschenrechtsrats3 öf-
fentlich zugänglich gemacht. Dadurch konnten sie in-
formell in den Diskussionsprozess der Arbeitsgruppe
einfließen. Für die zweite Sitzungsrunde der Arbeits-
gruppe lagen die wesentlichen Vorschläge als Konfe-
renzpapier vor.4

Einige der informellen Treffen signalisierten vor-
ab unterschiedliche Interessen und Schwerpunkte.
So zeigten sich die Initiativen der Regierungen Me-
xikos und Frankreichs oder der Schweiz für sub-
stanziellere Änderungen offen und legten ein Bemü-
hen an den Tag, gemeinsame Diskussionsprozesse
zwischen den regionalen Staatengruppen zu entwi-
ckeln. Das Pendant bildete die von Algerien betrie-
bene Diskussionsrunde, in der sich bevorzugt mei-
nungsführende Staaten aus dem Kreis der Bewegung
der Blockfreien (Non-Aligned Movement – NAM)
trafen. Letztere zeigten sich Neuerungen gegenüber
wenig zugeneigt. Die informellen Diskussionen im
Rahmen der Ratssitzungen im Jahr 2010 ließen eben-
falls erahnen, dass insbesondere NAM-Mitglieder
die Überprüfung bevorzugt als technischen Vorgang
behandelt sehen wollten und grundsätzlichen Ände-
rungen ablehnend gegenüber standen. Bevor der of-
fizielle Überprüfungsprozess begonnen hatte, stand
schon zu befürchten, dass alles so bleiben sollte, wie
es in den Jahren 2006 und 2007 beschlossen wor-
den war.

NGOs und Menschenrechtsorganisationen, NHRIs
und reformfreudige Regierungen ließen sich jedoch
nicht entmutigen und arbeiteten eine Vielzahl an
Änderungsvorschlägen aus. Sie bezogen sich auf das
Mandat und die Funktionsweise des Rates, das UPR-
Verfahren, die Mitgliedschaft und die Rolle der Son-
derverfahren, der Unterorgane und des Amtes des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte (OHCHR).

In Bezug auf das Mandat und die Funktionsweise
mangelte es dem Rat vor allem an Engagement mit
Blick auf Ländersituationen. Es war schon zu Zeiten
der Menschenrechtskommission schwierig, eine of-
fizielle und öffentliche Befassung des Rates mit ei-
nem Land oder ein Ländermandat zustande zu brin-
gen. Mehrheiten aus Mitgliedstaaten der NAM, der
Organisation der Islamischen Zusammenarbeit (Or-
ganisation of Islamic Cooperation – OIC)5 und Russ-
lands verhinderten lange Zeit die Debatte und Be-
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schlussfassung zu einem Land aus ihrer Mitte. Das
ist inzwischen aufgrund reformorientierter Staaten
in Afrika anders geworden (dazu unten mehr). Um-
gekehrt blockierten westliche Staaten kritische Be-
fassungen mit Irak, Afghanistan oder Geheimge-
fängnissen im Zuge des ›Krieges gegen den Terror‹.

So entstand der Vorschlag, einen automatischen
Auslöser (trigger) einzurichten, um die offizielle Be-
fassung mit der Menschenrechtslage in einem Land
oder mit einem heiklen Thema wie Gender-Identität
unabhängig von politischen Konstellationen zu ge-
währleisten. Favorisiert wurden die Optionen, dass
die Hohe Kommissarin für Menschenrechte, der UN-
Generalsekretär, der UN-Sondergesandte zur Verhü-
tung von Völkermord oder eine Gruppe von mindes-
tens fünf Mandatsträgern der Sonderverfahren je-
weils allein oder gemeinsam die Aufnahme einer pre-
kären Menschenrechtslage auf die Tagesordnung be-
antragen können. In gleicher Weise sollte die Umset-
zung der von den Mandatsträgern der Sonderverfah-
ren ausgesprochenen Empfehlungen sowie die Ko-
operationswilligkeit vor allem derjenigen Regierun-
gen geprüft werden, die Gegenstand der Empfehlun-
gen gewesen sind. Die Konferenz in Algier machte
sich hingegen für den Plan stark, Ländersituationen
und -mandate nur noch mit ausdrücklicher Zustim-
mung des betreffenden Landes oder der regionalen
Staatengruppe zu diskutieren.

Ein weiterer Reformvorschlag sah vor, die in der
Tagesordnung vorgesehenen Tagesordnungspunkte
(TOP) zu Ländersituationen – vor allem TOP 4 – in
regionale Abschnitte zu unterteilen, so dass alle Re-
gionen garantiert Berücksichtigung finden würden
und der Vorwurf der Selektivität und doppelten Stan-
dards damit umgangen werden könnte. Ergänzend
sollte eine Arbeitsgruppe mit je einem unabhängi-
gen Experten für jede der fünf Weltregionen die La-
ge der Menschenrechte in den Ländern untersuchen,
gegebenenfalls dringende Appelle versenden können
und regelmäßig über ihre Arbeit in den Ratssitzungen
berichten. Schließlich sollten die bisherigen Tages-
ordnungspunkte 4 (Menschrechtssituationen welt-
weit), 7 (besetzte palästinensische Gebiete) und 10
(technische Hilfe für einzelne Länder) zu einem ein-
zigen TOP verschmolzen und gleichzeitig die thema-
tisch orientierten Tagesordnungspunkte für Lände-
rerörterungen geöffnet werden. 

Da die offizielle Befassung mit einer Ländersitua-
tion im Plenum des Rates in der Regel als Abstra-
fung empfunden wird, empfahlen die Reformer eine
Ausweitung der Handlungsmöglichkeiten. So sollte
der Ratspräsident eine Dringlichkeitsdebatte anset-
zen, über die Kommunikation mit der betroffenen
Regierung berichten, eine Erklärung des Präsidenten
verfassen, Podiumsdiskussionen und Runde Tische
veranlassen oder Anhörungen mit Opfern in beson-
ders prekären Menschenrechtssituationen organisie-
ren können.

Mitgliedschaft

In Bezug auf die Mitgliedschaft und den Anspruch,
höchsten Menschenrechtsstandards zu genügen, la-
gen Vorschläge auf dem Tisch, die freiwilligen Zu-
sagen bei der Kandidatur (pledges) in einem institu-
tionalisierten, öffentlichen Verfahren zu überprüfen.
Mitglieder des Rates sollten außerdem mindestens
die Hälfte der grundlegenden UN-Menschenrechts-
verträge ohne Vorbehalte ratifiziert, eine ständige Ein-
ladung an die Mandatsträger der Sonderverfahren
ausgesprochen sowie nachweislich mit ihnen koope-
riert haben. Länder, mit denen sich der UN-Sicher-
heitsrat befasst oder denen schwere Menschenrechts-
verletzungen zur Last gelegt werden, sollten von ei-
ner Kandidatur ausgeschlossen sein. Im Konferenz-
papier zu Algier wurde erörtert, die Auswahl der
Ratsmitglieder ganz aufzugeben und alle Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen mit Sitz und Stimme
im Rat auszustatten. Aufgrund dann veränderter
Mehrheitsbildungen und die Erfahrungen mit dem
Dritten Ausschuss der Generalversammlung in New
York vor Augen, fanden diesen Vorschlag auch west-
liche Staaten überlegenswert.

UPR-Verfahren

In Bezug auf das UPR-Verfahren zielten viele Vor-
schläge darauf ab, vor allem die nationalen Verhält-
nisse zu verbessern. Der Vorschlag, NGOs an der
dreistündigen Anhörung (›interaktiver Dialog‹) im
Rat zu beteiligen, fand allerdings wenig Widerhall.
Auch nichtstaatliche Akteure befürchteten, dass Län-
der mit kritischer Menschenrechtsbilanz sich der
Überprüfung gegenüber verweigern könnten, wenn
sie nicht unter ›Gleichen‹ blieben. Stattdessen lag der
Schwerpunkt auf der umfassenden Einbindung von
NGOs und NHRIs im informellen Bereich. Die Troi-
ka, eine aus drei Ratsmitgliedern bestehende Ver-
mittlergruppe, sollte zum Beispiel am Vorabend der
Anhörung ein informelles Treffen mit nationalen
NGOs und NHRIs anberaumen, um über neueste
Entwicklungen im Land informiert zu sein sowie
kritische Einschätzungen zum Staatenbericht zu hö-
ren, wie dies bei den UN-Menschenrechtsausschüs-
sen üblich geworden ist. In Ergänzung dazu sollten

3 Siehe: http://portal.ohchr.org/portal/page/portal/HRCExtranet
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/page/portal/HRCExtranet/2ndWorkingGroupsessionontheReview/

compilation%20contribution%20facilitators%203feb11.pdf
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die NHRIs bei der Umsetzung der Empfehlungen ei-
ne Rolle etwa als Monitoring-Stelle spielen. Darüber
hinaus wurde eine Einbindung der nationalen Parla-
mente in das UPR-Verfahren empfohlen. Schließlich
sollten die Regierungen aufgefordert werden, nach
zwei Jahren eine Halbzeitbilanz vorzulegen. Um den
gelegentlich starken Andrang auf die Rednerliste
besser zu bewältigen, wurde vorgeschlagen, die An-
hörung von drei auf vier Stunden auszuweiten und
nur 12 oder 13 statt bislang 16 Staaten in einer Sit-
zungsrunde zu behandeln.

Unterorgane 

Die Unterorgane des Rates – Beratender Ausschuss,
Soziales Forum, Minderheitenforum und Experten-
mechanismus zu den Rechten indigener Völker –
wurden nur am Rande diskutiert. Bemängelt wurde
die Gängelung der Unterorgane und demzufolge ge-
fordert, insbesondere dem Beratenden Ausschuss ein
Initiativrecht einzuräumen. Ebenso sollten die Mit-
glieder des Ausschusses die Berichte dem Ratsple-
num vortragen und in einen interaktiven Dialog ein-
treten können – ähnlich den Mandatsträgern der
Sonderverfahren.

Sonderverfahren 

In Bezug auf die Sonderverfahren wurde seitens der
Reformer nachdrücklich deren Unabhängigkeit ver-
teidigt. Auf dem Treffen in Algier und im Positions-
papier Russlands war der Vorschlag entwickelt wor-
den, den Verhaltenskodex für die Sonderverfahren
zu verschärfen. Die Mandatsträger sollten verstärkt
zur Zusammenarbeit mit den Regierungen verpflich-
tet, und ihr Zugang zu den Medien sollte einge-
schränkt werden. Andere griffen den Vorschlag auf
und wollten eine Arbeitsgruppe bei den Sonderver-
fahren einrichten, um bei Beschwerden durch eine
Regierung den Streit zu schlichten. Vor allem nicht-
staatliche Akteure drehten den Spieß um und ver-

langten, den Verhaltenskodex gegenüber Regierun-
gen zu verschärfen und sie zur Zusammenarbeit mit
den Sonderverfahren zu verpflichten. Empfohlen wur-
de, über ausbleibende oder ungenügende Antworten
der Regierungen insbesondere auf Dringlichkeitsap-
pelle seitens der Sonderverfahren zu berichten und
darüber im Plenum unter TOP 5 zu sprechen. Eben-
so sollten verweigerte Einreisen der Mandatsträger
zum Gegenstand einer öffentlichen Erörterung werden.

Alles in allem war schon im Vorfeld offensicht-
lich, dass einige Ratsmitglieder eher einer staaten-
orientierten Auswertung das Wort redeten, denen
eine ungefähr gleiche Anzahl an Staaten gegenüber-
stand, die das Arbeiten und Funktionieren des Rates
mehr an seiner normativen Aufgabenstellung aus-
richten wollte. Um in den Verhandlungen das Ge-
wicht der eigenen Position zu erhöhen, brachten
NAM und OIC auch schon mal die Überlegung ein,
bei einer Öffnung des Struktur-Pakets einen Verhal-
tenskodex für NGOs vorzulegen.

Der Überprüfungsprozess

Die mit Resolution 12/1 geschaffene Arbeitsgruppe
für den Überprüfungsprozess traf sich zu zwei Sit-
zungsrunden zu je fünf Tagen. Die Resolution über-
trug die Leitung der Arbeitsgruppe dem Ratspräsi-
denten und beauftragte ihn, jeweils vor den Sitzun-
gen informelle Beratungen abzuhalten; so geschehen
das ganze Jahr 2010 über. Die Ergebnisse präsen-
tierte er auf der 15. Tagung des Rates im September
2010. Die erste formelle Sitzungsrunde der Arbeits-
gruppe fand vom 25. bis 29. Oktober 2010 in Genf
statt. Rund 50 Positionspapiere von Regierungen,
14 von NGOs, vier von NHRIs sowie vier seitens
der Sonderverfahren und des Amt des Hohen Kom-
missars dienten als Diskussionsgrundlage. Sie waren
und sind zugänglich über die Extranet-Seite des Ra-
tes (siehe oben). Diskussionen im eigentlichen Sinne
gab es im Plenum wenig. Die im vorigen Abschnitt
skizzierten Positionen wurden nacheinander vorge-
tragen. Am Ende der ersten Sitzungsrunde legte der
Ratspräsident eine Sammlung der von Staaten vorge-
tragenen Vorschläge6 sowie eine Liste der von nicht-
staatlichen Akteuren vorgelegten Empfehlungen vor.
In dieser ersten Runde einigten sich die Staaten auf
fünf Koordinatoren, die den weiteren Diskussions-
prozess zu UPR, Sonderverfahren, Unterorganen,
Agenda sowie Arbeitsmethoden organisieren und
moderieren sollten. Ein sechster Koordinator sollte
den parallel stattfindenden Überprüfungsprozess
durch die Generalversammlung in New York be-
gleiten.

Angesichts erstarrter Positionen lud der thailän-
dische Botschafter in seiner Eigenschaft als Ratsprä-
sident die Botschafter der Ratsmitglieder Anfang
Dezember 2010 zu einer informellen Konsultations-
runde nach Bangkok ein – jedoch ohne durchschla-

Der Menschenrechtsrat während seiner 18. Tagung am 16. September 2011 in Genf.
UN-Foto: Jean-Marc Ferré

Nichtstaatliche
Akteure verlangten,

den Verhaltens-
kodex gegenüber

Regierungen zu ver-
schärfen und sie zur

Zusammenarbeit
mit den Sonder-

verfahren zu ver-
pflichten. 



VEREINTE NATIONEN 5/2011 219

Rathgeber |  Verharren auf dem Unfertigen

genden Erfolg. Die zweite Sitzungsrunde der Ar-
beitsgruppe fand dann im Laufe des Februars 2011
wieder in Genf statt (7., 17.–18., 23.–24.2.). Die Ko-
ordinatoren hatten die Ergebnisse ihrer Konsultati-
onsrunden vorgelegt.7 Auf der Grundlage dieser Be-
richte legte der Ratspräsident am 14. Februar 2011
einen ersten Textentwurf für den Ergebnisbericht vor.

Um die Positionen der Bewegung der Blockfreien
zu unterstreichen, präsentierte Ägypten im Namen
der NAM am ersten Tag eine Stellungnahme, in fei-
ner Ironie als ›sieben Säulen der Weisheit‹ charakte-
risiert8, in der Begriffe wie Menschenrechte, Schutz,
Vorsorge, Verantwortung kaum vorkamen.9 Stattdes-
sen stellte Ägypten nochmals klar, dass der Über-
prüfungsprozess allenfalls Feinabstimmungen am Be-
stehenden, jedoch keine Reform vornehmen solle. Da
auch die Stellungnahmen anderer Staaten sich im
Vergleich zur ersten Runde vom Oktober 2010 kaum
unterschieden, glich das emsige Verhandeln der Um-
triebigkeit eines Hamsters im Laufrad. Am 24. Fe-
bruar 2011 verabschiedete die Arbeitsgruppe einen
ziemlich substanzlosen Abschlussbericht ohne An-
trag auf Abstimmung.10

Im Anschluss an die Verabschiedung des Berichts
der Arbeitsgruppe erklärten die Vereinigten Staaten
ihre Unzufriedenheit mit dem Ergebnis und distan-
zierten sich vom Konsens. Die amerikanische Vertre-
terin fand die Substanz des Überprüfungsprozesses
ungenügend, da keinerlei Reformen bei der Behand-
lung schwerer und andauernder Menschenrechts-
verletzungen eingeführt wurden. Sie bemängelte zu-
dem, dass keine Vorgaben für zukünftige Kandida-
turen für die Ratsmitgliedschaft festgelegt wurden
und dass Israel weiterhin als einziges Land durch ei-
nen eigenen Tagesordnungspunkt in den Blickpunkt
gerückt werde. Die USA behielten sich vor, bei Ge-
legenheit auf notwendige Änderungen in ihrem Sin-
ne zurückzukommen. Ähnlich kritisch äußerten sich
Australien, Frankreich, Kanada, Mexiko und die Euro-
päische Union, ohne allerdings den Konsens aufzu-
kündigen. Alle bedauerten das Fehlen eines automa-
tischen Auslösers und einer Verpflichtung der Staa-
ten zur Zusammenarbeit mit den Sonderverfahren. 

Kuba hingegen sah den Rat in einer besseren Po-
sition als im Jahr 2007 bei Annahme des Struktur-
Pakets. Alle hätten etwas gegeben und etwas bekom-
men. Nigeria zeigte sich im Namen der Regional-
gruppe afrikanischer Staaten enttäuscht, dass einige
Regierungen auf die Auslöser zur Behandlung schwe-
rer Menschenrechtsverletzungen so fixiert gewesen
waren, dass sie sich weiteren Verhandlungen verwei-
gerten, als dieses Ziel nicht zu erreichen war. Wie
brüchig der Konsens war, zeigte nicht zuletzt die Aus-
einandersetzung um offen gebliebene Fragen zum
UPR während der Ratstagung im März 2011. Kuba
drohte, sollte das UPR-Verfahren nicht ebenfalls im
Konsens abgeschlossen werden, fortan jede Resolu-
tion im Rat zur Abstimmung und jegliches Bemühen

um Konsens auf den Prüfstand zu stellen. Letztlich
verabschiedete der Menschenrechtsrat den Bericht
vom Februar zum Überprüfungsprozess per Resolu-
tion 16/21 ohne Antrag auf Abstimmung. Im Juni
2011 verabschiedete der Rat per Entscheidung 17/119
die letzten Vereinbarungen zum UPR-Verfahren. Be-
richt und Entscheidung werden als Anhang zum
Struktur-Paket geführt.

Parallel zu den Verhandlungen in Genf hatte sich
die UN-Generalversammlung mit der Überprüfung
des Status beschäftigt. Auch hier fanden breit ange-
legte, sich über Monate erstreckende Konsultationen
statt. Gegen den Widerstand der NAM, OIC und
Russlands wurden die Ansprüche an die höchsten
Standards bei einer Ratsmitgliedschaft sowie das
Wahlverfahren erörtert, wenngleich ohne zählbares
Ergebnis. Anders als in Genf wurde die abschließen-
de Resolution A/RES/65/281 vom 17. Juni 2011 zur
Abstimmung gestellt. Israel, Kanada, Palau und die
USA stimmten dagegen, 154 Staaten dafür, darun-
ter die Europäische Union. Das ›Nein‹ wurde damit
begründet, dass keine zwingenden Maßnahmen zur
Gewährleistung der höchsten Ansprüche an die
Mitgliedschaft getroffen und TOP 7 zu Israel auf der
Agenda beibehalten wurde.

Die Ergebnisse

Was sind nun die Ergebnisse im Vergleich zur Struk-
turbildung im Jahr 2007? Hat sich überhaupt etwas
Wesentliches verändert? Gemessen am normativen
Anspruch und den entsprechenden Erwartungen
von Opfern enthalten die Dokumente keine grund-
legenden Neuerungen. Statt einer gründlichen Re-
form wurde der Status quo beibehalten, abgesehen
von einigen Feinjustierungen einzelner Aspekte. 

UPR-Verfahren

Die weitreichendsten Änderungen betreffen das UPR-
Verfahren. Laut Resolution 16/21 vom 25. März

6 Vgl. Compilation of State Proposals, UN Doc. A/HRC/WG.8/1/CRP.

1/Rev.1 v. 15.11.2010.

7 Siehe Compilation of Contributions, a.a.O. (Anm. 4).

8 In Anspielung auf den Kriegsbericht des Briten Thomas Edward Law-

rence ›Seven Pillars of Wisdom‹ von 1926, bekannt als ›Lawrence von

Arabien‹, in dem er den von ihm organisierten arabischen Aufstand ge-

gen das Osmanische Reich in den Jahren 1917/1918 beschreibt.

9 Siehe Review of the Work and Function of the Human Rights

Council, 2nd Meeting of the Open-ended Intergovernmental Working

Group, http://www.council-review.org/2011/02/statement-by-nam-

at-the-second-session-of-the-inter-governmental-working-group-

on-the-review-of-the-human-rights-council

10 Siehe Report of the Open-Ended Intergovernmental Working Group

on the Review of the Work and Functioning of the Human Rights

Council, UN Doc. A/HRC/WG.8/2/1 v. 4.5.2011.
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2011 sowie der Entscheidung 17/119 vom 17. Juni
2011 wurde der nächste Zyklus auf 4,5 Jahre (bis-
lang vier) mit dann 14 Sitzungsrunden (zuvor 12)
verlängert. Pro UPR-Runde werden nur noch 14
(nicht mehr 16) Staaten überprüft. Die Anhörung
wird von drei auf bis zu 3,5 Stunden erweitert. Die
Empfehlungen an den zu überprüfenden Staat sollen
thematisch zusammengefasst werden. Der betref-
fende Staat soll eindeutig zu erkennen geben, welche
Empfehlungen er annimmt und welche nicht. Auf frei-
williger Basis sollen die Staaten einen Zwischenbe-
richt vorlegen. Die verfügbare Zeit bei der Anhö-
rung soll so unterteilt werden, dass alle Staaten, die
das Wort ergreifen wollen, dies auch tun können.
Weitere Veränderungen betreffen die Zeitabschnitte
bei den Anhörungen und die Berichtsformate. 

NHRIs

Erweitert wurden die Beteiligungsmöglichkeiten der
NHRIs mit ›A-Status‹ nach den Pariser Prinzipien.11

Zum einen erhalten sie einen eigenen Abschnitt in
der Zusammenfassung der Berichte der NGOs. Zum
zweiten wird ihnen bei der Ratssitzung zur Annahme
des UPR-Berichts direkt nach dem zu überprüfenden
Staat das Rederecht eingeräumt. Ansonsten blieben
alle Forderungen nach einer umfassenden Einbezie-
hung nichtstaatlicher Akteure und deren Dokumen-
te unberücksichtigt. Ansonsten wurde den NHRIs das
Recht eingeräumt, für Mandate der Sonderverfah-
ren eigene Kandidaten zu benennen und – analog
zum UPR-Verfahren – beim interaktiven Dialog über
eine Ländersituation direkt nach der betroffenen
Regierung eine Stellungnahme abgeben zu können. 

Verschiedenes

Um den Beratenden Ausschuss aufzuwerten, soll die
erste Tagung des Ausschusses künftig direkt vor der
traditionellen März-Tagung des Rates stattfinden.
Weitere Änderungen betreffen eine jährliche Podi-
umsdiskussion mit allen einschlägigen UN-Einrich-
tungen in Bezug auf die Umsetzung der Menschen-
rechtsstandards innerhalb des UN-Systems, die text-
liche Straffung der Resolutionen und die Vergröße-
rung der zeitlichen Intervalle zur Wiedervorlage, die
stärkere Nutzung von Informationstechnologien wie
Videokonferenzen, den verbesserten Zugang von
Menschen mit Behinderungen zu den Ratssitzungen
sowie die Einrichtung eines eigenen Büros für die
Präsidentschaft. Bislang oblag diese Aufgabe einer
Abteilung des Amtes des Hohen Kommissars.

Erwähnenswerte Änderungen aus der Überprü-
fung der UN-Generalversammlung betreffen vor al-
lem das Zeitmanagement. Der Tagungszyklus des
Rates soll ab 2013 im Januar und nicht mehr wie
bisher im Juni beginnen. Der jährliche Bericht des
Rates an die Generalversammlung umfasst den Zeit-
raum 1. Oktober bis 30. September, entsprechend
des Sitzungszyklus’ der Generalversammlung. Fest-

gelegt wurde auch, den nächsten Überprüfungspro-
zess in 10 bis 15 Jahren stattfinden zu lassen.

Ausblick

Pointiert formuliert schützen mit diesem Ergebnis die
Regierungen einmal mehr sich selbst statt die Men-
schenrechte und die Opfer von Menschenrechtsver-
letzungen. Hat sich damit der Rat die Rezeptur für
das eigene Ableben ausgestellt, wie NGOs in einer
Stellungnahme formulieren? Die jüngeren Entwick-
lungen im Rat jenseits des Überprüfungsprozesses
stimmen optimistischer. Die Blockbildung entlang re-
gionaler Staatengruppen oder interessengeleiteter in-
formeller Gruppen wie der NAM bröckelt. Mitglied-
staaten der OIC stimmen gegen deren Vorgaben,
selbst bei religiösen Themen. Umgekehrt nimmt die
Zusammenarbeit von Staaten aus unterschiedlichen
Regionalgruppen merklich zu. Das heißt, die bishe-
rigen Blockaden etwa gegen Ländermandate sind
durch neue Mehrheiten auflösbar geworden. Die
jüngsten Länderresolutionen zu Iran und Belarus
vom Juni 2011 belegen dies.

In Ergänzung dazu weitete der Rat seine Instru-
mente zur Analyse und Bewertung von Ländersitua-
tionen aus. Zusätzlich zur klassischen Resolution mit
Ländermandat finden neben den Sondertagungen
nun auch ›dringliche Debatten‹ (Urgent Debates) statt,
oder das OHCHR wird beauftragt, einen Bericht an-
zufertigen, diesen bei der nächsten Ratstagung vor-
zulegen und dann darüber zu debattieren. Zu allen
Themen gibt es Podiumsdiskussionen. Eine Eskala-
tionsstufe noch unterhalb eines Ländermandats sind
Beschlüsse, Ad-hoc-Missionen zur Tatsachenermitt-
lung einzusetzen. Sie werden vom Ratspräsident be-
rufen und vom OHCHR zusammengestellt, wie
jüngst zu Côte d’Ivoire, Libyen und Syrien. 

Der Menschenrechtsrat hat begonnen, den insti-
tutionellen Rahmen weiter auszuschöpfen. Damit ist
eine sachgerechte und automatische, von politischen
Konstellationen unabhängige Befassung mit schwe-
ren und systematischen Menschenrechtsverletzun-
gen durch den Rat noch nicht erreicht, aber unter-
halb dieser Schwelle scheint inzwischen vieles mög-
lich. Diese Chancen haben dynamische Akteure wie
die USA und couragierte Ratspräsidenten erkannt
und ergriffen. Die Emanzipation vor allem afrikani-
scher Staaten gegenüber Regional- und Interessen-
gruppen sowie die Umwälzungen in Nordafrika lassen
die Prognose zu, dass diese außerhalb des formellen
Überprüfungsprozesses vorgenommenen Anpassun-
gen das offizielle Verharren auf dem Unfertigen
nachhaltig überwindet.

11 Näheres zu den NHRIs: http://www.ohchr.org/en/countries/nhri/

pages/nhrimain.aspx
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